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1. Einführung 

In dem Aufſatz „Der Kriegszuſchlag zur Einkom⸗ 
menſteuer“ in Nr. 36 der DStZ find die Grund⸗ 
züge des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer dar⸗ 
geſtellt. Bei der Erhebung des Kriegszuſchlags zur 
Einkommenſteuer durch Lohnabzug ergeben ſich gewiſſe 
Sonderfragen, die für die praktiſche Durch⸗ 
führung des Steuerabzugs von großer Bedeutung 
find. Dieſe Sonderfragen werden in den folgenden 
Ausführungen behandelt. 


2. Mehrere Dienſtverhältniſſe 

Steht ein Arbeitnehmer in mehreren Dienſt⸗ 
verhältniſſen oder bezieht er Arbeitslohn aus 
mehreren gegenwärtigen oder früheren 
Dienſtverhältniſſen von verſchiedenen Arbeit⸗ 
gebern, fo erhält er 8 14 2SIDB (8 14 der Zweiten 
LSDVBD) gemäß eine zweite oder weitere Lohnſteuer⸗ 
karte. In dieſem Fall hat die Gemeindebehörde auf 
der Vorderſeite der zweiten oder weiteren Lohnſteuer⸗ 
karte den folgenden Hinzurechnungsvermerk aufzu⸗ 
nehmen: 

„Für die Berechnung der Lohnſteuer ſind vor 
Anwendung der Lohnſteuertabelle dem tatſächlichen 
Arbeitslohn folgende Beträge hinzuzurechnen: Zwei⸗ 
undfünfzig RM monatlich, zwölf RM wöchentlich, 
zwei AM täglich, eine RM vierſtündlich.“ 

Mit dieſer Maßgabe iſt für die Berechnung der 
Lohnſteuer und des Kriegszuſchlags jedes Dienit- 
verhältnis für ſich zu betrachten. 


4. Auf der Lohnſteuerkarte vermerkte ſteuerfreie Beträge, 
5. Abrundung, 

6. Zuſammentreffen laufender und ſonſtiger Bezüge, 

7. Lohnſteuerbeſcheinigung. 


Es iſt zweifelhaft geworden, wie ſich dieſer Hinzu⸗ 
rechnungsvermerk auf den Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer auswirkt. Der Kriegszuſchlag be⸗ 
trägt grundſätzlich 50 v. H. der Lohnſteuer. Bei der 
Ermittlung der Lohnſteuer iſt der tatſächliche Arbeits⸗ 
lohn um die auf der Lohnſteuerkarte vermerkten Be⸗ 
träge zu erhöhen. Der erhöhte Arbeitslohn iſt in 
die Lohnſteuertabelle einzuordnen. Aus der Lohn⸗ 
ſteuertabelle iſt dann die entſprechende Lohnſteuer ab⸗ 
zuleſen. Bei der Berechnung des Kriegszuſchlags 
iſt von der durch die Hinzurechnungsbeträge er⸗ 
höhten Lohnſteuer auszugehen. Im Ergebnis 
hat deshalb ein Arbeitnehmer, auf deſſen Lohn⸗ 
ſteuerkarte ein Hinzurechnungsbetrag vermerkt iſt, 
einen höheren Kriegszuſchlag zu entrichten, als ein 
Arbeitnehmer, bei dem dies nicht zutrifft. Dieſes Er⸗ 
gebnis iſt gerechtfertigt. Durch die Hinzurechnung wird 
vermieden, daß einem Arbeitnehmer, der in mehreren 
Dienſtverhältniſſen ſteht, die in die Lohnſteuertabelle 
eingearbeiteten ſteuerfreien Beträge mehrmals zu⸗ 
gebilligt werden. 


Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer in Steuergruppe II hat eine 
zweite Lohnſteuerkarte, die den „Hinzurechnungsvermerk 
enthält. Sein Arbeitslohn beträgt 300 RM monatlich. 
Für die Berechnung der Lohnſteuer iſt von einem Ar⸗ 
beitslohn von 300 + 52 852 RM auszugehen. Dieſer 
Arbeitnehmer hat nach Stufe 22 der Lohnſteuertabelle 
eine monatliche Lohnſteuer von 39 RM und dement⸗ 
ſprechend einen Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer von 
39: 2 — 19,50 RM zu entrichten. Würde der Hinzurech⸗ 
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nungsvermerk auf ſeiner Lohnſteuerkarte fehlen, ſo würde 
der Arbeitnehmer nach Stufe 18 der Lohnſteuertabelle 
eine monatliche Lohnſteuer von 30,94 RM und dement⸗ 
ſprechend einen Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer von 
30,94: 2 — 15,47 RM zu entrichten haben. 

Der Hinzurechnungsbetrag iſt auch noch in ande⸗ 
rer Beziehung für den Kriegszuſchlag zur Einkommen- 
ſteuer von Bedeutung. Nach § 1 der Erſten EZ D 
ſind nämlich von dem Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer Arbeitnehmer befreit, deren Arbeitslohn 
234 RM monatlich, 54 RM wöchentlich, I RM täglich, 
4,50 RM halbtäglich nicht überſteigt. Für die Frage, 
ob der Arbeitslohn dieſe Grenzen überſteigt, iſt nicht 
von dem tatſächlichen Arbeitslohn des Arbeit⸗ 
nehmers auszugehen, ſondern von dem um den Hinzu⸗ 
rechnungsbetrag erhöhten Arbeitslohn. 


Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer ſteht in zwei Dienſtverhältniſſen 
bei verſchiedenen Arbeitgebern. Auf ſeiner zweiten Lohn⸗ 
ſteuerkarte iſt der Hinzurechnungsvermerk enthalten. Der 
Arbeitslohn aus dem zweiten Dienſtverhältnis beträgt 
monatlich 210 RM. Ohne den Hinzurechnungsbetrag 
würde der Arbeitslohn die Freigrenze für den Kriegs⸗ 
zuſchlag von 234 RM nicht überſteigen. Der Arbeit⸗ 
nehmer hätte daher keinen Kriegszuſchlag zur Einkom⸗ 
menſteuer zu entrichten. Auszugehen iſt aber von dem 
um den Hinzurechnungsbetrag erhöhten Arbeitslohn. 
Dieſer beträgt 210 + 52 — 262 RM und überfchreitet 
daher die Freigrenze. Der Arbeitnehmer hat den Kriegs⸗ 
zuſchlag zu entrichten. 


Das Ergebnis iſt gerechtfertigt. Durch die Frei⸗ 
grenze von 234 RM werden nämlich auch die üblichen, 
erfahrungsgemäß jedem Arbeitnehmer entſtehenden 
Werbungskoſten und Sonderausgaben abgegolten. 
Würde der Arbeitslohn bei Berechnung der Freigrenze 
aus dem zweiten Dienſtverhältnis nicht um den Hinzu⸗ 
rechnungsbetrag erhöht werden, ſo würde dieſem 
Arbeitnehmer ein verhältnismäßig zu hoher Betrag 
für Werbungskosten und Sonderausgaben zugebilligt 
werden. Dieſem ungerechtfertigten Ergebnis wirkt es 
— wie bei der Lohnſteuer — entgegen, daß bei Er⸗ 
mittlung der Freigrenze bei einem zweiten oder 
weiteren Dienſtverhältnis von dem um den Hinzu— 
rechnungsbetrag er höhten Arbeitslohn aus⸗ 
gegangen wird. 

Der Hinzurechnungsbetrag iſt auch von Bedeu— 
tung, wenn es ſich um die Beſeitigung von 
Härten im Sinn von 8 6 Abſatz 2 der Erſten EZ DB 
handelt. Nach dieſer Vorſchrift iſt beim Lohnabzugs⸗ 
verfahren der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer ſo 
zu bemeſſen, daß dem Arbeitnehmer ein Arbeitslohn 
von mindeſtens 234 RM monatlich, 54 RM wöchent⸗ 
lich, 9 RM täglich, 4,50 RM halbtäglich verbleibt. Dieſe 
Beträge ſind ſo bemeſſen, daß durch ſie die üblichen 
Werbungskoſten und Sonderausgaben, die Arbeit⸗ 
nehmern erfahrungsgemäß zu entſtehen pflegen, ab- 
gegolten find. Dadurch werden die Arbeitnehmer un⸗ 
gefähr ſo geſtellt, wie die veranlagten Steuerpflichti⸗ 
gen, denen ein Einkommen von mindeſtens 2 400 
Reichsmark verbleiben muß. Würden bei Anwendung 
dieſer Härtevorſchrift auf einen Arbeitnehmer im 
zweiten Dienſtverhältnis die Hinzurechnungsbeträge 
außer Betracht bleiben, ſo würde — ähnlich wie im 
vorhergehenden Beiſpiel bei der Freigrenze — der 
zur Abgeltung der Werbungskoſten und Sonder⸗ 
ausgaben beſtimmte Betrag mehrmals zugebilligt 
werden. Dieſes Ergebnis wäre nicht gerechtfertigt. 
Deshalb iſt bei Anwendung der Härtevorſchrift im 


§ 6 EZDB von dem um den Hinzurechnungsbetrag 
erhöhten Arbeitslohn auszugehen. 
Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe II hat eine 
zweite Lohnſteuerkarte, die den Hinzurechnungsvermerk 
trägt. Sein Monatslohn aus dem zweiten Dienſtverhält⸗ 
nis beträgt 240 RM. Die Lohnſteuer dieſes Arbeitneh⸗ 
mers iſt aus einem Arbeitslohn von 240 + 52 — 292 
Reichsmark in Höhe von 28,60 RM zu berechnen. Der 
Kriegszuſchlag beträgt daher 28,60: 2 — 14,30 RM. Zieht 
man dieſen Betrag von dem um den Hinzurechnungs⸗ 
betrag erhöhten Arbeitslohn ab (240 + 52 — 14,30 RM), 
ſo verbleiben 277,70 RM. Durch den Abzug des Kriegs⸗ 
zuſchlags wird die Grenze von 234 RM nicht unter⸗ 
n Der Kriegszuſchlag iſt in voller Höhe zu ent⸗ 
richten. 

Es darf hier nicht etwa der Kriegszuſchlag von 
14,30 RM vom tatſächlichen Arbeitslohn (240 RM) ab⸗ 
gezogen werden. In dieſem Fall würde ſich eine Unter⸗ 
ſchreitung der Grenze von 234 RM ergeben (240 — 14,30 
— 295,70), Der Kriegszuſchlag müßte dann auf 6 RM 
ermäßigt werden. Das wäre aber nicht gerechtfertigt. 


3. Mitverdienende Ehefrau, Nichtvorlage der Lohn⸗ 
ſteuerkarte 

Die gleichen Grundſätze, die im Abſchnitt 2 bei 
dem Vorliegen mehrerer Dienſtverhältniſſe anzuwen⸗ 
den ſind, gelten auch, wenn es ſich um eine Ehefran 
handelt, die in einem Dienſtverhältnis ſteht und nicht 
dauernd vom Ehemann getrennt lebt. Denn auf der 
Lohnſteuerkarte dieſer Ehefrau iſt — wie bei mehreren 
Dienſtverhältniſſen — der Hinzurechnungsvermerk 
über einen Betrag von 52 RM monatlich, 12 RM 
wöchentlich, 2 RM täglich, 1 RM vierſtündlich ent- 
halten. Die gleichen Grundſätze gelten auch bei ſchuld⸗ 
hafter Nichtvorlegung der Lohnſteuerkarte (8 37 
LSDB, 8 37 der Zweiten LSt O). Auch in dieſem 
Fall iſt die Hinzurechnung eines Betrages von 52 RM 
monatlich zum Arbeitslohn vorgeſehen. 


4. Auf der Lohnſteuerkarte vermerkte ſteuerfreie 
Beträge 


Sind auf der Lohnſteuerkarte eines Arbeit⸗ 
nehmers ſteuerfreie Beträge, z. B. wegen erhöhter 
Werbungskoſten und Sonderausgaben vermerkt, ſo iſt 
zur Ermittlung der Lohnſteuer von einem um die 
ſteuerfreien Beträge verminderten Arbeitslohn aus⸗ 
zugehen. Dieſer verminderte Arbeitslohn iſt in die 
Lohnſteuertabelle einzuordnen. Die ſich ergebende 
Lohnſteuer bildet gleichzeitig die Grundlage des 
Kriegszuſchlags. Dadurch wirken ſich die ſteuerfreien 
Beträge unmittelbar auf die Höhe des Kriegszuſchlags 
ans. 

Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe III hat einen 
Monatslohn von 500 RM. Auf ſeiner Steuerkarte iſt ein 
ſteuerfreier Betrag von 50 RM monatlich vermerkt. Die 
Lohnſteuer dieſes Arbeitnehmers iſt nach einem Arbeits⸗ 
lohn von 500 — 50 — 450 RM aus Stufe 29 der Lohn⸗ 
ſteuertabelle in Höhe von 38,48 RM abzuleſen. Der 
Kriegszuſchlag dieſes Arbeitnehmers beträgt 38,48: 2 
— 19,24 RM. Würde der ſteuerfreie Betrag nicht vom 
Arbeitslohn abgezogen werden, ſo würde ſich eine monat⸗ 
liche Lohnſteuer bon 46,80 RM und ein Kriegszuſchlag 
FE a RM ergeben. Das wäre aber nicht gerecht⸗ 
ertigt. 


Die auf der Lohnſteuerkarte vermerkten ſteuer⸗ 
freien Beträge ſind auch für die Berechnung der 
Freigrenze von Bedeutung. 8 1 der Erſten 
EZDB beſtimmt, daß ſich die allgemeinen Freigrenzen 
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(3. B. 284 RM monatlich) um die Beträge erhöhen, 
die auf der Lohnſteuerkarte als ſteuerfrei vermerkt 
ſind. Nur dadurch wird ein Arbeitnehmer mit beſon⸗ 
deren Werbungskoſten und Sonderausgaben im Er⸗ 
gebnis etwa ſo geſtellt, wie ein veranlagter Steuer⸗ 
pflichtiger mit 2400 RM Einkommen jährlich. 

Für die praftifche Anwendung, insbeſon⸗ 
dere beim Gebrauch von Tabellen iſt es 
aber zweckmäßiger, den tatſächlichen Arbeits⸗ 
lohn für die Anwendung der Frei⸗ 
grenze um die ſteuerfreien Beträge 
zu vermindern. Das rechneriſche Ergebnis 
iſt grundſätzlich das gleiche. Der ſich ergebende 
praktiſche Vorteil iſt aber ſehr bedeutſam. 
Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe II hat einen 
Monatslohn von 270 RM. Auf ſeiner Lohnſteuerkarte iſt 
ein ſteuerfreier Betrag von monatlich 25 RM vorgeſehen. 
Nach dem Wortlaut des § 1 der Erſten EZ DB wäre die 
Freigrenze von 234 RM um 25 RM auf 259 RM monat⸗ 
lich zu erhöhen. Der Arbeitslohn von 270 RM überſteigt 
dieſe Freigrenze um 11 RM. Der Arbeitnehmer iſt des⸗ 
halb kriegszuſchlagspflichtig. Das gleiche Ergebnis wird 
erzielt, wenn man von dem Arbeitslohn (270 RM) den 
ſteuerfreien Betrag (25 RM) abzieht und den verbleiben⸗ 
den Betrag mit der allgemeinen, nicht erhöhten Frei⸗ 
grenze (234 AM monatlich) vergleicht. Es ergibt ſich dann 
270 — 25 — 245; 245 — 234 11 RM. Der Vorteil der 
letzteren Berechnungsart liegt darin, daß ohne weitere 
Prüfung die Lohnſteuer und der Kriegszuſchlag aus der 
Stufe 13 der Lohnſteuertabelle (Monatslohn von mehr 
als 234 bis 247 RM) abgeleſen werden können. 


Die auf der Lohnſteuerkarte eines Arbeitnehmers 
vermerkten ſteuerfreien Beträge ſind auch von Bedeu⸗ 
tung für den Arbeitslohn, der einem Arbeitnehmer 
nach Abzug des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer 
mindeſtens verbleiben muß. Nach $ 6 Ab⸗ 
ſatz 2 der Erſten EZ DB iſt der Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer ſo zu bemeſſen, daß dem Arbeit⸗ 
nehmer ein Arbeitslohn von mindeſtens 234 RM 
monatlich uſw. verbleibt. Der Arbeitslohn, der dem 
Arbeitnehmer mindeſtens verbleiben muß, erhöht ſich 
um die Beträge, die auf der Lohnſteuerkarte als ſteuer⸗ 
frei vermerkt ſind. 

Auch hier empfiehlt es ſich, aus praktiſchen Grün⸗ 
den und im Intereſſe der Verwendbarkeit von Tabel⸗ 
len ſtatt einer Erhöhung des Mindeſtarbeitslohns um 
die ſteuerfreien Beträge eine Verminderung des 
tatſächlichen Arbeitslohns um dieſe Beträge vorzu⸗ 
nehmen. Das rechneriſche Ergebnis bleibt unver⸗ 
ändert. Die Berechnung des Kriegszuſchlags zur 
Einkommenſteuer wird dadurch aber ſehr erleichtert. 


Beiſpiel: 


Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe I hat einen 
Monatslohn von 250 RM. Wenn auf ſeiner Lohnſteuer⸗ 
karte ein ſteuerfreier Betrag von 15 RM monatlich ver⸗ 
merkt iſt, ſo iſt dieſer Betrag für die Berechnung der 
Lohnſteuer und des Kriegszuſchlags von dem Arbeitslohn 
abzuziehen. Es verbleibt ein Monatslohn von 250 — 15 
— 235 RM. Auf dieſen Arbeitslohn entfällt eine Monats⸗ 
lohnſteuer von 27,04 RM und ein Kriegszuſchlag von 
18,52 RM. Nach Abzug des Kriegszuſchlags von dem um 
den ſteuerfreien Betrag gekürzten Arbeitslohn würden 
dem Arbeitnehmer nur 221,48 RM verbleiben. Als Kriegs⸗ 
zuſchlag kann daher nur ein Betrag von 1 RM (235 
— 234 — 1) erhoben werden. 

Das Ergebnis iſt rechneriſch das gleiche, wie wenn 
die Freigrenze von 234 RM um 15 N auf 249 RM 
erhöht worden wäre. Auch in dieſem Fall hätte nur ein 
Kriegszuſchlag von 250 — 249 — 1 RM erhoben werden 
können. 


5. Abrundung 

Der Arbeitslohn iſt für die Berechnung des 
Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer, insbeſondere 
auch für die Berechnung der Freigrenze und des Ar⸗ 
beitslohns, der einem Arbeitnehmer mindeſtens ver⸗ 
bleiben muß (8 6 der Erſten EZ DB), nach den gleichen 
Vorſchriften abzurunden wie für die Berechnung 
der Lohnſteuer. Nach § 32 Abſatz 3 LSIDB (§ 32 Ab⸗ 
ſatz 3 der Zweiten LSIDBO) iſt der Arbeitslohn in 
der folgenden Weiſe abzurunden: 


wenn der Arbeitslohn 20 RM nicht überſteigt, auf den 
nächſten durch 10 teilbaren Reichspfennigbetrag 
nach unten, 


wenn der Arbeitslohn 20 RM, aber nicht 100 RM 
überſteigt, auf den nächſten durch 50 teilbaren 
Reichspfennigbetrag nach unten, 


wenn der Arbeitslohn 100 RM überſteigt, auf den 
nächſten vollen Reichsmarkbetrag nach unten. 


Dadurch erhöht ſich praktiſch die Frei⸗ 
grenze und der Betrag, der einem 
Arbeitnehmer mindeſtens verbleiben 
muß, auf 23499 RM bei einem Monatslöhner, auf 
54,49 RM bei einem Wochenlöhner, auf 9,09 RM bei 
einem Tagelöhner und auf 4,59 RM bei einem Halb⸗ 
tageslöhner. Die Abrundung iſt immer erſt vorzu⸗ 
nehmen, nachdem etwaige Hinzurechnungen oder 
Abzüge vom Arbeitslohn (Hinweis auf die Abſchnitte 2, 
3 und 4) vorgenommen ſind. 


Beiſpiele: 

A. Ein Arbeitnehmer hat einen Monatslohn von 234,75 
Reichsmark. Ein ſteuerfreier Betrag iſt auf ſeiner 
Lohnſteuerkarte nicht vermerkt. Der Arbeitslohn iſt für 
die Berechnung des Kriegszuſchlags und der Freigrenze 
auf 234 AM abzurunden. Der Arbeitnehmer iſt vom 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer befreit. 


B. Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe II hat einen 
Monatslohn von 235.60 RM. Ein ſteuerfreier Betrag iſt 
auf feiner Lohnſteuerkarte nicht vermerkt. Der Arbeits⸗ 
lohn iſt auf 235 RM abzurunden. Der Arbeitnehmer 
hat infolge Überſchreitens der Freigrenze den Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer zu entrichten. Der 
Kriegszuſchlag würde an ſich 50 v. H. der Lohnſteuer 
— 19,76 : 2 — 9,88 RM betragen. Nach Abzug dieſes 
Betrages von dem abgerundeten Arbeitslohn (285 
— 9,88 — 225,12) würde die Grenze von 234 RM unter- 
ſchritten werden. Als Kriegszuſchlag kann daher nur 
ein Betrag von 1 RM (235 — 234 — 1) erhoben werden. 


6. Zuſammentreſfen laufender und ſonſtiger Bezüge 

Treffen bei einem Arbeitnehmer laufende Be⸗ 
züge mit ſonſtigen, neben dem laufenden Ar⸗ 
beitslohn gewährten Bezügen im Sinn von $ 35 
LStDB (§ 35 der Zweiten LSt DO) zuſammen, jo 
beträgt der Kriegszuſchlag 50 v. H. der Lohnſteuer, die 
ſich für die laufenden Bezüge aus der Lohnſteuertabelle 
und für die ſonſtigen Bezüge nach den beſonderen 
Steuerſätzen des § 35 a. a. O. ergibt. 


Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer der Steuergruppe III mit einem 
am erſten jeden Monats im boraus zahlbaren laufenden 
Monatslohn von 300 RM erhält am 15. eines Kalender⸗ 
monats ausnahmsweiſe wegen beſonderer Tüchtigkeit 
eine Gratifikation von 100 RM. Ein jteuerfreier Betrag 
iſt auf ſeiner Lohnſteuerkarte nicht vermerkt. Die Lohn⸗ 
teuer von dem laufenden Arbeitslohn beträgt 21,06 RW, 
der Kriegszuſchlag 10,53 RM. Die Lohnſteuer von den 
ſonſtigen Bezügen (Gratifikation) beträgt 10 RM, der 
Kriegszuſchlag 5 RM. 
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Treffen bei einem Arbeitnehmer in einem Lohn⸗ 
zahlungszeitraum laufende Bezüge und ſonſtige, neben 
den laufenden Bezügen gewährte Bezüge im Sinn von 
8 35 LSIDB (8 35 der Zweiten LSt Do) zuſammen, 
fo find beide Bezüge bei Entſcheidung der 
Frage zuſammenzurechnen, ob der Ar⸗ 
beitslohn des Arbeitnehmers in die⸗ 
ſem Lohnzahlungszeitraum die Frei⸗ 
grenze überſteigt. 


Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer hat einen am Monatserſten vor⸗ 
auszahlbaren Arbeitslohn von 220 RM. Ein ſteuer⸗ 
freier Betrag iſt auf ſeiner Lohnſteuerkarte nicht ver⸗ 
merkt. Am 10. eines Kalendermonats erhält er aus⸗ 
nahmsweiſe eine Treuprämie von 25 RM. Der laufende 
Arbeitslohn und die Treuprämie überſteigen zuſammen 
die Freigrenze von 234 RM. Der Arbeitgeber muß daher 
bei Auszahlung der Treuprämie den Kriegszuſchlag ein⸗ 
behalten und gleichzeitig den Kriegszuſchlag von dem lau⸗ 
fenden Arbeitslohn für dieſen Monat nachholen, wenn er 
ihn zunächſt unterlaſſen hat. Der Kriegszuſchlag iſt dann 
in der Weiſe für dieſen Monat zu berechnen, daß die 
Hälfte der auf den laufenden Arbeitslohn von 220 RM 
nach der Lohnſteuertabelle entfallenden Lohnſteuer und 
die Hälfte der ſich für die Treuprämie nach § 35 LSt DB 
(§ 35 der Zweiten LSt DO) ergebenden Lohnſteuer ein⸗ 
behalten wird. 

Würde der laufende Arbeitslohn in dem vorſtehenden 
Beiſpiel nicht im voraus, ſondern nachträglich ge⸗ 
zahlt werden, jo würde unter Umſländen bei Auszahlung 
der Treuprämie noch nicht genau feſtſtehen, ob der lau⸗ 
fende Arbeitslohn und die Treuprämie zuſammen die 
Freigrenze überſteigen. Es iſt in einem ſolchen Fall zu⸗ 
läſſig, den laufenden Arbeitslohn des letzten bereits 
abgeſchloſſenen Lohnzahlungszeitraums hilfsweiſe heran⸗ 
zuziehen, mit der Treuprämie zuſammenzurechnen und 
dann zu prüfen, ob die Summe beider Beträge die Frei⸗ 
grenze überſteigt. 


Das Zuſammentreffen von laufendem Arbeits⸗ 
lohn und ſonſtigen, neben dem laufenden Arbeitslohn 


gewährten Bezügen kann auch von Bedeutung ſein bei 
Anwendung der Härtevorſchrift des 86 
der Erſten E 3 DB, d. h. bei Prüfung der Frage, 
ob nach Abzug des Kriegszuſchlags dem Arbeitnehmer 
ein Arbeitslohn von mindeſtens 234 RM monatlich 
uſw. verbleibt. Hier iſt der Kriegszuſchlag von der 
Summe des laufenden Arbeitslohns und der ſon⸗ 
ſtigen Bezüge abzuziehen, um den verbleibenden Min⸗ 
deſtlohn zu ermitteln. 

Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer in Steuergruppe II hat einen 
am Monatserſten vorauszahlbaren, laufenden Monats⸗ 
lohn von 230 RM. Er erhält am 15. eines Kalender⸗ 
monats eine einmalige Treuprämie von 25 RM. Laufen⸗ 
der Arbeitslohn und ſonſtiger Bezug überſteigen die 
Freigrenze von 234 RM (230 + 25 — 255 RM). Die 
Lohnſteuer von dem laufenden Bezug beträgt 17,68 AM, 
der Kriegszuſchlag daher 8,84 RM. Die Lohnſteuer von 
der Treuprämie beträgt 14 v. H. von 25 RM — 3,50 RM, 
der Kriegszuſchlag 1,75 RM. Insgeſamt beträgt der 
Kriegszuſchlag daher 8,84 + 1,75 RM — 10,59 RM. 
Wird dieſer Kriegszuſchlag von der Summe des laufen⸗ 
den Monatslohns und der Treuprämie (230 + 25 — 255 
Reichsmark) abgezogen, ſo wird die Freigrenze von 
234 RM nicht unterſchritten. Der Kriegszuſchlag iſt 
daher in voller Höhe zu erheben. Es wäre unrichtig, 
für die Anwendung der Härtevorſchrift den Kriegszuſchlag 
nur von dem laufenden Arbeitslohn abzuziehen. In 
dieſem Fall würde ſich in der Tat ergeben, daß die Frei⸗ 
grenze unterſchritten iſt (230 — 10,59 = 219,41 RM). 


7. Lohnſteuerbeſcheinigung 


Es iſt zweckmäßig, den Kriegszuſchlag nicht nur 
im Lohnkonto, in der Lohnſteueranmeldung und bei 
der Lohnſteuerabführung ($ 4 Abſatz 3 der Erſten 
EZDB), ſondern auch in der Lohnſteuerbeſcheinigung 
(§ 47 QSDB, S 47 der Zweiten LSt DO) beſonders 
zu bezeichnen. 


Einkommensteuerveranlagung und Körperschaftsteuerveranlagung 
für 1938 im Verhältnis zum Sudetenland 


Von Regierungsrat Dr. Sfeinweg, Berlin, ReichsfInanzministerium 
Inhalt: 


1. Einführung, 

2. Steuerpflichtige mit dem Wohnſitz im 
Gebiet des Altreichs oder des ehemaligen Landes 
Oſterreich, 


1. Einführung 

Nach dem deutſchen Einkommenſteuerrecht fallen 
der Zeitraum, in dem das Einkommen erzielt wird 
(Bemeſſungszeitraum), und der Zeitraum, 
für den die Steuer veranlagt wird Veran- 
lagungszeitraum), zuſammen. In die⸗ 
ſem Jahr findet die Veranlagung für das Kalender⸗ 
jahr 1938 ſtatt. Ihr liegt auch das Einkommen des 
Kalenderjahrs 1938 zugrunde. Das gilt für das alte 
Reichsgebiet und für das ehemalige Land Oſterreich 
(Hinweis auf § 2 der Siebenten Verordnung zur Ein⸗ 
führung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Land Oſter⸗ 
reich vom 17. Dezember 1938 — RGBl. 1 S. 1817, 
RStBl. S. 1161). 

Anders liegen die Dinge für 1938 in den ehe⸗ 
mals ſudetendeutſchen Gebieten. Dieſe um⸗ 
faſſen den Reichsgau Sudetenland und die Gebiets⸗ 
teile, die in die Länder Preußen und Bayern und in 


3. Steuerpflichtige mit dem Wohnſitz im Sudetenland, 
. Verluite aus dem Sudetenland im Jahr 1938, 


. Körperſchaftſteuerveranlagung für 1938 im Verhältnis 
zum Sudetenland. 


4 
5 


die Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau ein- 
gegliedert worden ſind (Hinweis auf das Geſetz über 
die Gliederung der ſudetendeutſchen Gebiete vom 
25. März 1939, RGBl. J S. 745, NS. S. 569). Ich 
ſpreche im folgenden der Einfachheit halber vom 
Sudetenland. 


Nach § 2 der Vierten Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den ſudetendeutſchen 
Gebieten vom 21. Dezember 1938 (RGBl. 1 S. 1837, 
RStBl. S. 1178) iſt das deutſche Einkommenſteuer⸗ 
geſetz im Sudetenland erſtmals auf Veranlagungen 
für das Kalenderjahr 1939 anzuwenden. Für das 
Kalenderjahr 1938 findet eine Einkommenſteuerver⸗ 
ae nach den Vorſchriften des Reichsrechts nicht 

att. 

Eine Veranlagung nach den reichsrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften für das Kalenderjahr 1938 mußte unterblei⸗ 
ben, weil die Einkommenſteuerpflichtigen im Sudeten⸗ 
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land für diefen Veranlagungszeitraum ſonſt zwei⸗ 
mal Einkommenſteuer zu entrichten haben würden. 
Denn für das Kalenderjahr 1938 iſt bereits nach dem 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Einkommenſteuerrecht eine Be⸗ 
meſſung (Veranlagung) erfolgt. Ihr lag das Einkom⸗ 
men des Kalenderjahrs 1937 zugrunde. Nach dem 
tſchecho⸗flowakiſchen Recht fielen Bemeſſungs⸗ 
zeitraum und Veranlagungs zeitraum aus⸗ 
einander. Die letzte nach dem alten Recht erfolgte 
Bemeſſung (Veranlagung) erfolgte für das Kalender⸗ 
jahr 1938 auf der Grundlage des Einkommens, das 
der Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1937 erzielt 
hatte. Die erſtmalige Veranlagung nach dem neuen 
Recht kann erſt im Frühjahr 1940 für den Veranla⸗ 
gungszeitraum 1939 erfolgen. Ihr wird auch das 
Einkommen des Kalenderjahrs 1939 zugrunde liegen. 
Das Einkommen des Kalenderjahrs 1988 iſt einkom⸗ 
menſteuerrechtlich bedeutungslos (Hinweis auf 
den Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 
24. Dezember 1938 S 2300 — Sud 19 III, RStBl. 
193951): 


Aus dieſer abweichenden Regelung im Sudeten⸗ 
land ergeben ſich bei der Veranlagung für 1938 Schwie⸗ 
rigkeiten, ſoweit bei Steuerpflichtigen Einkünfte aus 
dem Sudetenland und aus dem übrigen 
Reichsgebiet zuſammentreffen. Dieſe 
Fälle ſind nicht ſelten. Sie kommen insbeſondere im 
ehemaligen Land Oſterreich vor, weil zwiſchen ihm 
und dem Sudetenland von früher her enge wirtſchaft⸗ 
liche Beziehungen beſtehen. 


Was von der Einkommenſteuer geſagt iſt, gilt in 
gleicher Weiſe von der Körperſchaftſteuer 
(Hinweis auf die Elfte Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den ſudetendeutſchen 
Gebieten vom 11. April 1939, RGBl. 1 S. 802, 
RStBl. S. 628). 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Rund⸗ 
erlaß vom 9. September 1939 S 2300 — Sud 109 III 
die Fragen geregelt, die ſich bei einem Zuſammen⸗ 
treffen von Einkünften aus dem Sudeten⸗ 
land und aus dem übrigen Reichsgebiet für 
das Kalenderjahr 1938 ergeben. Der Runderlaß wird 
im Reichsſteuerblatt veröffentlicht werden. 


Wir behandeln zunächſt die Einkommen⸗ 
ſteuer veranlagung für 1938. Wir unterſcheiden 
dabei die Fälle, in denen Steuerpflichtige mit dem 
Wohnſitz im Gebiet des Altreichs oder des 
ehemaligen Landes Oſterreich aus dem Sudeten⸗ 
land Einkünfte bezogen haben (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 2) von den Fällen, in denen Steuerpflichtige 
mit dem Wohnſitz im Sudetenland aus dem 
Gebiet des Altreichs oder des ehemaligen Landes 
Oſterreich Einkünfte bezogen haben (Hinweis auf Ab- 
ſchnitt 3). Wie ſollen Verluſte aus dem Sudeten⸗ 
land im Kalenderjahr 1938 behandelt werden (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 4)? Die Regelung bei der Kör⸗ 
perſchaftſteuerveranlagung für 1938 bil⸗ 
det den Schluß (Hinweis auf Abſchnitt 5). 


2. Steuerpflichtige mit dem Wohnſitz im Gebiet des 
Altreichs oder des ehemaligen Landes Öfterreid) 
Steuerpflichtige, die im Kalenderjahr 1938 einen 
Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ge⸗ 
biet des Altreichs oder des ehemaligen Landes Dfter- 


reich hatten, haben im Kalenderjahr 1938 Einkünfte 
aus dem Sudetenland bezogen. 
Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger, der ſeinen Wohnſitz in Dres⸗ 
den hat, beſitzt in Reichenberg Grundbeſitz. Er hat aus 
dieſem Grundbeſitz im Jahr 1938 Einkünfte bezogen. 

Das Dresdner Finanzamt hat in den Jahren vor 
1938 auf Grund des früheren deutſch⸗tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung die 
Einkünfte aus dem Grundbeſitz in Reichenberg nicht zur 
Einkommenſteuer herangezogen. Sie unterlagen der Ein⸗ 
kommenſteuer in Reichenberg. 

Wie iſt bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 
1938 zu verfahren? 

Seit dem 21. November 1938 iſt das Sudetenland 
Beſtandteil des Deutſchen Reichs. Das deutſch⸗tſchecho⸗ 
ſlowakiſche Doppelbeſteuerungsabkommen iſt damit 
hinfällig geworden. Trotzdem darf das Dresdner 
Finanzamt bei der Veranlagung für 1938 die Ein⸗ 
künfte aus dem Grundbeſitz in Reichenberg nicht her⸗ 
anziehen, weil der Steuerpflichtige für dieſe Einkünfte 
ſonſt doppelt Einkommeunſteuer entrichten müßte 
(Hinweis auf Abſchnitt 1). Der Runderlaß vom 
9. September 1989 ordnet daher an, daß Einkünfte aus 
dem Sudetenland bei der Veranlagung für 1938 in⸗ 
ſoweit außer Anſatz bleiben, als ſie bei Fort⸗ 
beſtehen des deutſch⸗tſchecho⸗ſlowakiſchen Doppelbeſteue⸗ 
rungsabkommens der Einkommenſteuer im Su⸗ 
detenland unterlegen hätten. 


Dasſelbe gilt im ehemaligen Land Oſter reich 
im Verhältnis zum Sudetenland. 
Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger mit dem Wohnſitz in Wien hat 
in Karlsbad einen Gewerbebetrieb, der im Jahr 1938 mit 
Gewinn gearbeitet hat. 

Vor 1938 find Gewinne aus dem Karlsbader Ge⸗ 
werbebetrieb auf Grund des Doppelbeſteuerungsabkom⸗ 
mens, das zwiſchen der Republik Sſterreich und der 
Tſchecho⸗Slowakei beſtand, in Wien zur Einkommenſteuer 
nicht herangezogen worden. 

Was ſoll mit dem Gewinn des Jahres 1938 geſchehen? 


Der Gewinn aus dem Karlsbader Gewerbebetrieb 
darf in Wien nicht herangezogen werden. Auch im 
ehemaligen Land Sſterreich müſſen Einkünfte aus dem 
Sudetenland bei der Veranlagung für das Kalender⸗ 
jahr 1938 inſoweit außer Anſatz bleiben, als ſie nach 
dem früheren deutſch⸗tſchecho⸗ſlowakiſchen Abkommen 
der Einkommenſteuer im Sudetenland unter⸗ 
legen hätten. 


Wie im alten Reichsgebiet iſt alſo auch im frühe⸗ 
ren Land Sſterreich von dem früheren deutſch⸗ 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Doppelbeſteuerungsvertrag aus⸗ 
zugehen. Der Vertrag zwiſchen Sſterreich und der 
Tſchecho⸗Slowakei iſt bereits durch den Anſchluß 
Oſterreichs und durch die Einführung des Einkommen⸗ 
ſteuerrechts in dieſem Gebiet inſoweit hinfällig ge⸗ 
worden. An ſeine Stelle iſt die reichsrechtliche Rege⸗ 
lung getreten, die im übrigen weitgehend mit dem 
früheren öſterreichiſch⸗tſchecho⸗ſlowakiſchen Vertrag 
übereinſtimmt. 


3. Steuerpflichtige mit dem Wohnſitz im Sudetenland 


Im Sudetenland findet eine Einkommenſteuer⸗ 
veranlagung für das Kalenderjahr 1938 nach den 
reichsrechtlichen Vorſchriften nicht ſtatt. Die Steuer⸗ 
pflichtigen müßten für dieſen Zeitraum ſonſt dop⸗ 
pelt Einkommenſteuer entrichten. Denn die Per⸗ 
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ſonen, die im Kalenderjahr 1938 einen Wohnſitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Sudetenland hatten, 
haben ihrer Einkommenſteuerpflicht auf Grund der 
Bemeſſung (Veranlagung), die nach den früheren 
Vorſchriften durchgeführt worden iſt, bereits ge⸗ 
nügt (Hinweis auf Abſchnitt 1). 

Das gilt aber nicht für alle Einkünfte aus dem 
Altreichsgebiet und aus dem früheren Land 
Oſter reich. 

Beiſpiel: 

Ein Arzt in Marienbad beſitzt in der Nähe von Linz 
einen Bauernhof. Er hat dieſen Hof verpachtet. Seine 
Pachteinkünfte im Jahr 1938 haben 2000 RM betragen. 

In den früheren Jahren iſt der Arzt mit den Pacht⸗ 
einkünften nicht in Marienbad, ſondern in Linz zur Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen worden. Was ſoll mit den 
2 000 RM im Jahr 1938 geſchehen? 

Der Marienbader Arzt hat feiner Einkommen- 
ſteuerpflicht für das Kalenderjahr 1938 hinſichtlich der 
Pachteinkünfte nicht genügt. Er muß daher inſoweit 
noch zur Einkommenſteuer herangezogen werden. Das 
geſchieht dadurch, daß er mit ſeinen Pachteinkünften 
für das Kalenderjahr 1938 noch als beſchränkt 
Steuerpflichtiger behandelt wird. 

Steuerpflichtige, die im Kalenderjahr 1938 einen 
Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Sudetenland hatten, müſſen mit ihren Ein⸗ 
künften aus dem alten Reichsgebiet und aus dem 
ehemaligen Land Sſterreich inſoweit zur Einkommen⸗ 
ſteuer herangezogen werden, als ſie ihrer Steuerpflicht 
nicht genügt haben. Der Runderlaß vom 9. September 
1939 ordnet an, daß Einkünfte aus dem Gebiet des 
Altreichs oder des ehemaligen Landes Oſter⸗ 
reich für das Kalenderjahr 1938 inſoweit zur Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen werden müſſen, als ſie 
nach dem früheren deutſch⸗tſchecho⸗ſlowakiſchen Doppel⸗ 
beſteuerungsabkommen der Einkommenſteuer in 
dieſen Gebieten unterlegen hätten. Die Steuer⸗ 
pflichtigen ſind inſoweit noch als beſchrän it 
Steuerpflichtige zu behandeln. 


Wenn Steuerpflichtige mit dem Wohnſitz im 
Sudetenland ihrer Steuerpflicht für das Kalenderjahr 
1938 auf Grund der nach den bisherigen Vorſchriften 
durchgeführten Veranlagung nicht genügt haben, 
greift dieſe Regelung nicht Platz. 

Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger iſt am 1. November 1938 aus 
Leipzig nach Auſſig verzogen und hat dort ein Geſchäft 
eröffnet, das einen Gewinn für das Kalenderjahr 1938 
erbracht hat. Außerdem hat der Steuerpflichtige im Jahr 
1938 aus Grundbeſitz in Leipzig Einkünfte gehabt. 

Dieſer Steuerpflichtige hat ſeiner Steuerpflicht 
im Sudetenland für das Kalenderjahr 1938 noch nicht 
genügt. Er muß nicht nur mit ſeinen Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung, ſondern auch mit ſeinem 
Gewinn aus Gewerbebetrieb zur Einkommenſteuer 
herangezogen werden. 

Umgekehrt kann die obige Regelung auf Steuer- 
pflichtige Anwendung finden, obwohl fie im Jahr 1988 
bereits einen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalt im alten Reichsgebiet oder im ehemaligen 
Land Sſterreich hatten. 

Beiſpiel: 
Ein Steuerpflichtiger hat am 1. November 1038 ſeinen 


Wohnſitz von Franzensbad nach Salzburg verlegt, wo er 
Grundſtücke beſitzt. Er hat aus dem Grundbeſitz im Jahr 


1938 Pachteinkünfte in Höhe von 2 000 RM gehabt. 
Außerdem hat er Einkünfte aus der Beteiligung an einer 
offenen Handelsgeſellſchaft in Franzensbad bezogen. 


Dieſer Steuerpflichtige hat ſeiner Steuerpflicht 
für 1938 bis auf die 2000 RM Einkünfte aus dem 
Grundbeſitz in Salzburg genügt. Er iſt daher nur mit 
dieſen Einkünften als beſchränkt Steuerpflichtiger 
heranzuziehen (Hinweis auf den Runderlaß vom 
24. Dezember 1938 S 2300 — Sud 19 III, RStBl. 1939 
S. 1 A II). 


Das Einkommenſteuergeſetz (§ 50) enthält für die 
Veranlagung beſchränkt Steuerpflichtiger einige 
Sondervorſchriften. Einzelne Beſtimmungen 
des Einkommenſteuergeſetzes, die den Steuerpflichtigen 
begünſtigen, ſind bei ihnen nicht anwendbar, z. B. 
die Vorſchriften des $ 10 (Sonderausgaben), des $ 33 
(außergewöhnliche Belaſtungen) und des § 34 (Steuer⸗ 
ſätze bei außerordentlichen Einkünften). Die Ein⸗ 
kommenſteuer bemißt ſich bei beſchränkt Steuerpflich⸗ 
tigen, die veranlagt werden, ohne Rückſicht auf den 
Familienſtand nach Spalte 5 der Einkommenſteuer⸗ 
tabelle (Spalte 4 der Einkommenſteuertabelle des Ein- 
kommenſteuergeſetzes 1938). Sie beträgt aber minde⸗ 
ſtens 10 v. H. der Einkünfte (8 50 Abſatz 3 EStG). 


Dieſe Beſtimmungen müſſen auch hier beachtet 
werden. Nachteile, die ſich daraus ergeben können, 
werden im allgemeinen mehr als aufgehoben durch die 
Vorteile, die die Teilung der Einkünfte mit ſich 
bringt. Wenn im Einzelfall, z. B. bei einem kinder⸗ 
reichen Steuerpflichtigen, eine außergewöhnliche Härte 
bleibt, kann im Billigkeitsweg geholfen werden. 


4. Verluſte aus dem Sudetenland im Jahr 1938 

Wir ſind bisher von dem Regelfall ausgegangen, 
daß im Sudetenland einkommenſteuerlich poſitive 
Ergebniſſe des Jahrs 1988 vorliegen, daß z. B. Ge⸗ 
werbe und Grundbeſitz einen Ertrag gebracht 
haben. Dieſer Ertrag (Gewinn oder Überſchuß der 
Einnahmen über die Werbungskoſten) bleibt im 
übrigen Reichsgebiet bei der Veranlagung für 1988 
inſoweit außer Anſatz, als er nach dem früheren 
deutſch⸗tſchecho⸗ſlowakiſchen Doppelbeſteuerungsvertrag 
der Einkommenſteuer im Sudetenland unter⸗ 
legen hätte (Hinweis auf Abſchnitt 2). 


Wie iſt zu entſcheiden, wenn ein Verluſt aus 
dem Sudetenland für 1938 vorliegt? 


Beiſpiele: 

A. Ein Steuerpflichtiger mit dem Wohnſitz in 
Wien hat in Eger einen Gewerbebetrieb, der 1938 mit 
Verluſt abgeſchnitten hat. Der Pflichtige hat Einkünfte 
aus Grundbeſitz in Wien gehabt. 

B. Ein Steuerpflichtiger mit dem Wohnſitz in 
Eger hat dort einen Gewerbebetrieb, der für 1933 einen 
Verluſt ausweiſt. Der Steuerpflichtige hat aus Grund⸗ 
beſitz in Wien im Jahr 1938 Einkünfte bezogen. 
Können dieſe Verluſte ausgeglichen werden? 

Nein! Wir ſehen das deutſch⸗tſchecho⸗ſlowakiſche 
Doppelbeſteuerungsabkommen für das Kalenderjahr 
1938 noch als beſtehend an. Doppelbeſteuerungs⸗ 
verträge bedeuten eine Aufteilung der Steuer⸗ 
quellen auf die beteiligten Staaten. Eine reinliche 
Scheidung der Steuerquellen führt aber auch dazu, 
daß Verluſte aus dem einen Staat bei der Heran⸗ 
ziehung zur Einkommenſteuer in dem anderen Staat 
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nicht ausgeglichen werden können. Dadurch können 
Steuerpflichtige in einzelnen Fällen ſteuerlich benach⸗ 
teiligt werden. Im allgemeinen bringt aber die Auf⸗ 
teilung der Steuerquellen, insbeſondere wegen Ber- 
meidung der Progreſſion den Pflichtigen weſentliche 
Vorteile (Hinweis auf RF H⸗Urteil vom 26. Juni 1935 
VI A 414/35, RSt Bl. 1935 S. 1358). 


Verluſte aus dem Sudetenland im Kalenderjahr 
1938 können daher bei der Veranlagung im übrigen 
Reichsgebiet nicht ausgeglichen werden. Nachteile, 
die ſich dadurch ergeben, müſſen von den Steuerpflich⸗ 
tigen im allgemeinen hingenommen werden. In ein⸗ 
zelnen Fällen kann aber dieſe Regelung zu einer 
außer gewöhnlichen Härte führen. Dabei iſt 
hauptſächlich an die Fälle zu denken, in denen die Ver⸗ 
luſte im Sudetenland durch das Bekenntnis zum 
Deutſchtum oder durch das Eintreten für das 


Zum Steuergutscheinuerlahren 


1. Zahlungen an Bauern und Landwirte auf Grund von 
Abbauverträgen find nicht ſteuergutſcheinfähig 


Verträge, durch die Bauern und Landwirte 
einem Dritten Grundſtücke gegen Entgelt mit dem 
Recht überlaſſen, Steine, Erden oder ſonſtige 
Subſtanzen aus dieſen Grundſtücken zu gewinnen, 
ſind einkommenſteuerrechtlich Pacht verträge. Die Ein⸗ 
nahmen, die dem Verpächter aus dieſen Verträgen zufließen, 
ſind Einkünfte aus Vermietung und Ver⸗ 
pachtung (521 Abſatz 1 Ziffer 1 EStG). Die Pachtein⸗ 
künfte find § 21 Abſatz 3 ESt gemäß den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Einkünften zuzurechnen, wenn ſie in 
einem landwirtſchaftlichen Betrieb angefallen find. 
Bauern und Landwirte haben daher aus dieſen 
Abbauverträgen keine Einkünfte aus Gewerbe⸗ 
betrieb. Sie werden durch den Abſchluß ſolcher Verträge 
nicht zu gewerblichen Unternehmern im Sinn des NF. 
Die Pächter ſind daher nicht berechtigt, das Pachtentgelt 
anteilig in Steuergutſcheinen zu bezahlen. 


2. Ausſchluß der Annahme von Steuergutſcheinen im ſtücke⸗ 
loſen Verkehr 

Gewerbliche Unternehmer, die für ihren Zahlungs⸗ 
verkehr in Geld ein Konto bei einem Kreditinſti⸗ 
tut nicht unterhalten, ſind nicht verpflichtet, 
Steuergutſcheine im ſtückeloſen Zahlungsverkehr anzu⸗ 
nehmen. Wenn ein gewerblicher Unternehmer für ſeinen 
Zahlungsverkehr in Geld ein Bank konto unterhält, fo iſt 
zu bermuten, daß er auch mit der ſtückeloſen 
Überweiſung von Steuergutſcheinen an feine 
Bankverbindung einverſtanden iſt. Der 
Gläubiger hat jedoch das Recht, auch dann, wenn er 
ein Bankkonto für den Zahlungsverkehr unterhält, die 
Annahme von Steuergutſcheinen im ſtückeloſen 
Verkehr auszuſchließen. Dazu bedarf es einer Mit⸗ 
teilung an den Schuldner die ſo zeitig erfolgen 
muß, daß ſich der Schuldner bei der Zahlungs- 
anweiſung danach richten kann. Die Mitteilung muß 
ſpäteſtens bei Rechnungerteilung erfolgen. 
wenn die Erteilung einer Rechnung vereinbarungsgemäß 
oder nach kaufmänniſcher Übung der Zahlung vorangeht. 


3. Skontoabzug bei Teilzahlungen 

Ein vereinbarter Skontoabzug darf nicht deshalb 
verweigert werden, weil der Gläubiger von der geſetz⸗ 
lichen Fälligleitsregelung des § 18 Abſatz 1 der 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


Deutſchtum entſtanden ſind. Der Runderlaß gibt 
die Möglichkeit, im Einzelfall, wenn eine außer⸗ 
gewöhnliche Härte vorliegt, im Billigkeitsweg zu 
helfen. Die Finanzämter werden zweckmäßig Anträge 
auf ein Entgegenkommen im Billigkeitsweg in Ver⸗ 
bindung mit dem ſudetendeutſchen Finanzamt prüfen. 


5. Körperſchaftſteuerveraulagung für 1938 im Ver⸗ 
hältnis zum Sudctenland 


Der Runderlaß vom 9. September 1939 beſtimmt 
abſchließend, daß bei der Körperſchaftſteuer⸗ 
veranlagung für 1938 entſprechend zu verfahren 
iſt, wenn Einkünfte aus dem Sudetenland und aus 
dem übrigen Reichsgebiet zuſammentreffen. An die 
Stelle des Wohnſitzes und des gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalts treten bei Körperſchaftſteuerpflichtigen die 
Geſchäftsleitung und der Sitz. 


NFF DVO Gebrauch macht und die Bezahlung der 
Spitzenbeträge, die nach Teilung von Teilzahlungs⸗ 
beträgen durch 500 verbleiben, hinausſchiebt (Hinweis 
auf ger 7 der Eildienſt⸗Nachrichten, DStZ 1939 Num⸗ 
mer 32). Bei Teilzahlungen kann daher ein vereinbarter 
Skonto von den Beträgen gekürzt werden, die je⸗ 
weils zur Auszahlung gelangen. Iſt z. B. ein 
Rechnungsbetrag von 1700 RM in drei Teilbeträgen von 
700 AM 700 RM + 300 RM zu begleichen, jo kann bei 
friſtgerechter Zahlung bei dem erſten und dem zweiten Teil⸗ 
betrag von je 500 RM und bei dem dritten Teilbetrag von 
700 RM der vereinbarte Skontoabzug vorgenommen werden. 


4. Zahlungen, die vereinbarungsgemäß teilweiſe in Geld 
und teilweiſe in Wechſeln zu leiſten ſind 


Das geſetzliche Wahlrecht des Schuldners, den 
Rechnungsbetrag anteilig in Steuergutſcheinen zu bezahlen, 
wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß der Kauf⸗ 
preis vereinbarungsgemäß teilweiſe in Geld und 
teilweiſe in Wechſeln zu bezahlen iſt. Die Bezahlung 
in Geld und Wechſeln kann nicht als Teilzahlung 
angeſehen werden, wenn nach den getroffenen Abreden der 
Geldbetrag gleichzeitig mit dem Wechſel aus⸗ 
zuhändigen iſt und die Wechſelſpeſen vom Schuld ⸗ 
ner zu vergüten ſind. (Hinweis auf Ziffer 2 der Eildienſt⸗ 
Nachrichten, DStZ 1939 Nummer 34.) 


Iſt unter dieſen Vorausſetzungen z. B. für die Be⸗ 
zahlung eines Kraftwagens, deſſen Kaufpreis ſich auf 
6000 RM ſtellt, vereinbart, daß 2000 RM in Geld und 
4000 AM in Wechſeln mit einer Laufzeit von drei 
Monaten zu begleichen find, fo iſt der Schuldner be⸗ 
rechtigt, 40 b. H. von 6000 RM = 2400 R M in 
Steuergutſcheinen und 3600 RM in Wechſeln 
zu bezahlen. Die Bezahlung in Steuergutſcheinen 
ſteht grundſätzlich einer Bezahlung in Geld gleich. 


Der Gläubiger kann nicht verlangen, daß der Schuld⸗ 
ner nur 40 v. H. von 2000 RM = 800 RM in Steuergut⸗ 
ſcheinen, 1200 RM in Geld und 4000 RM in Wechſeln 
bezahlt. 


5. Nicht ſteuergutſcheinfühige Finauzierungsgeſchäfte beim 
Vertrieb von Gasgeräten und Elektrogeräten 


Die Finanzierung erfolgt beim Verkauf von Gas⸗ 
geräten und Elektrogeräten auf Teilzahlung oft in folgen⸗ 
der Weiſe: Der Einzelhändler ſchließt zunächſt mit 
ſeinen Kunden einen Kaufpertrag. Zur Finan⸗ 
zierung des Kaufgeſchäfts wird das Gaswerk oder 
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das Elektrizitätswerk dadurch eingeſchaltet, 
daß der Einzelhändler an das Werk ſeine Forde⸗ 
rung abtritt. Der geſamte Kaufpreis wird 
tom Werk an den Einzelhändler ſofort bezahlt. 
Der Kunde entrichtet den Kaufpreis zuzüglich Teil⸗ 
zahlungsaufſchlag in Raten an das Werk. 

Das Werk iſt nicht berechtigt, die Verpflichtungen, 
die ſich aus den Finanzierungs verträgen gegenüber 
den Einzelhändlern ergeben, anteilig in Steuergutſcheinen 
zu erfüllen. Die Lieferung erfolgt von dem Einzel⸗ 
händler an den Kunden. Im Verhältnis vom 
Ginzelhändler zum Werl handelt es ſich, eben⸗ 
fo wie im Verhältnis vom Kunden zum Werk 
um Finanzierungs verträge, die nicht ſteuergut⸗ 
ſcheinfähig und daher in Geld zu erfüllen find. 


6. Verminderung des Beſtands an Reichsanleihen uſw. bei 
Geſellſchaftern von Perſonengeſellſchaften 


Eine Verminderung des Beſtands an 
Reichsanleihen uſw., der ſich im Privatbeſitz 
von Geſellſchaftern einer Perſonengeſell⸗ 
ſchaft befindet, ſchränkt die für die Geſellſchaft ge⸗ 
gebene Bewertungsfreiheit nicht ein ($ 3 Ab⸗ 
ſatz 6 NF). Die Überführung von ſolchen Anleihen 
aus dem Beſitz einer Perſonengeſellſchaft 
in den Beſitzihrer Geſellſchafter iſt folgerichtig 
als eine Verminderung des Anleihebeſtands 
bei der Geſellſchaft anzuſehen, die im Bereich der 
Bewertungsfreiheit ſchädlich iſt. Bus. 


Reichssteuerrecht 
in der Freien Stadt Danzig 


Gemäß § 1 des Geſetzes über die Wieder ⸗ 
vereinigung der Freien Stadt Danzig mit 
dem Deutſchen Reich vom 1. September 1939 
(RG Bl. 1 S. 1547, RStBl. 1939 S. 961) bildet die Freie 
Stadt Danzig mit Wirkung ab 1. September 
1939 mit ihrem Gebiet und ihrem Volk einen Beſtand⸗ 
teil des Deutſchen Reichs. 

§ 3 des Wiedervereinigungsgeſetzes gemäß bleibt das 
Recht, das im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
gegolten hat, mit Ausnahme des Verfaſſungsrechts der 
Freien Stadt Danzig, bis auf weiteres in Kraft. Am 
1. Januar 1940 tritt in der bisherigen Freien Stadt 
Danzig das geſamte Reichs recht und preußiſche 
Landesrecht in Kraft. Der zuſtändige Reichsminiſter 
kann aber im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des 
Innern beſtimmen, daß Reichsrecht oder preußiſches Landes⸗ 
recht in der bisherigen Freien Stadt Danzig nicht oder zu 
einem ſpäteren Zeitpunkt oder mit beſonderen Maßgaben in 
Kraft tritt. Auch ſchon vor dem 1. Januar 1940 kann 
Reichsrecht und preußiſches Landesrecht in der bisherigen 
Freien Stadt Danzig eingeführt werden. Es bedarf dazu 
einer Verordnung, die der Reichsminiſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem zuſtändigen Reichsminiſter erläßt. 

Die bezeichnete Regelung gilt auch für das Gebiet des 
Neichsſteuerrechts. Ob und in welchem Umfang 
von einer Einführung von Reichsſteuerrecht vor dem 
1. Januar 1940 Gebrauch gemacht werden wird, läßt ſich 
zur Zeit noch nicht überblicken. 0. 


Einführung von Reichssteuerrecht in 
den in die Gstmatle eingegliedecten 
ehemals sudetendeutschenGebietsteilen 


Durch das Geſetz über die Gliederung der 
ſudetendeutſchen Gebiete vom 25. März 1939 
(RGBl. 1 S. 745, NSW. 1939 S. 560) find beſtimmte, im 
Geſetz namentlich bezeichnete Teile der mit dem Deutſchen 
Reich wiedervereinigten ſudetendeutſchen Gebiete in die 
ehemals öſterreichiſchen Länder Niederöſterreich und Ober⸗ 
öſterreich eingegliedert worden. Die Eingliederung 
iſt mit Wirkung ab dem 15. April 1939 erfolgt. 


8 4 des bezeichneten Geſetzes gemäß tritt in den in 
die Oſtmark eingegliederten Gebietsteilen 
das im Land Sſterreich bis zum 14. April 1939 in Kraft 
geſetzte Reichsrecht am 1. Juli 1939 in Kraft. 
Die zuſtändigen Reichsminiſter können aber im Einver⸗ 
nehmen mit dem Reichsminiſter des Innern durch Verord⸗ 
nung Ausnahmen von dieſem Grundſatz beſtimmen, 
übergangs- und Anpaſſungsvorſchriften 
erlaſſen und Vorſchriften des ehemals öſterreichiſchen Bun⸗ 
desrechts, die am 14. April 1939 im Land Hſterreich noch 
beſtanden haben, einführen. 

Auf Grund dieſer Ermächtigung hat der Reichsminiſter 
der Finanzen am 23. Juni 1939 eine Verordnung zur 
Einführung von Reichsſteuerrecht in den in 
die Oſtmark eingegliederten ehemals 
ſudetendeutſchen Gebietsteilen erlaſſen. Die 
Verordnung iſt im NEM. 1939 S. 959 veröffentlicht. 

$ 1 dieſer Verordnung gemäß gelten die vom Reich er- 
laſſenen Steuergeſetze und die zu ihrer Durchführung und 
Ergänzung ergangenen Verordnungen für die Zeit ab 
dem 1. Juli 1939 in den in die Oſtmark eingegliederten 
ehemals ſudetendeutſchen Gebietsteilen inſoweit, als 
ſie bis zum 1. Juli 1939 in der Oſtmarkoder 
bis zum 14. April 1939 in den ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebieten in Kraftgeſeßzt worden find. 

Eine Sonderregelung iſt für die Gewerbe⸗ 
ſteuer unddie Wandergewerbeſteuer getroffen. 
Hinſichtlich dieſer Steuern gilt für die Zeit ab dem 1. April 
1939 auch in den in die Oſtmark eingegliederten ehemals 
ſudetendeutſchen Gebietsteilen die Zwölfte Verord⸗ 
nung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten 
vom 15. April 1939 (RGBl. I S. 821, RStöBl. 1989 
S. 637). Demgemäß treten § 2 der Verordnung vom 
23. Juni 1939 gemäß die Vorſchriften der §§ 16 bis 21 der 
Siebenten Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Land 
Oſterreich vom 17. Dezember 1938 (RGBl. 
S. 1817, RStBI. 1938 S. 1161) bis auf weiteres in den in 
die Oſtmark eingegliederten ehemals ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten noch nicht in Kraft. Das gleiche gilt auch für das 
Bierſteuergeſetz und das Bürgerſteuergeſetz. 
Für das Kalenderjahr 1939 gelten daher auf dem 
Gebiet der Bürgerſteuer in den in die Oſtmark eingeglieder⸗ 
ten ehemals ſudetendeutſchen Gebietsteilen auch für die Zeit 
nach dem 15. April 1939 die Vorſchriften der Sechſten 
Verordnung zur Einführung ſteuerrecht⸗ 
licher Vor ſchriften in den ſudetendeutſchen 
Gebieten vom 20. Januar 1939 (RGBl. I S. 69, 
RStBl. 1939 S. 183). 

Soweit bei der Einführung in den ſudetendeutſchen 
Gebieten Vorſchriften, die im übrigen Reichsgebiet 
gelten, geändert oder ergänzt worden ſind, blei⸗ 
ben dieſe Anderungen oder Ergänzungen in 
den in die Oſtmark eingegliederten ehemals ſudetendeutſchen 
Gebietsteilen bis auf weiteres in Kraft. Die 
Außerkraftſetzung dieſer Anderungen und Ergänzungen 
wird für die in die Oſtmark eingegliederten ehemals 
ſudetendeutſchen Gebietsteile durch Verwaltungsan⸗ 
or 195 ung des Reichsminiſters der Finanzen geregelt 
werden. 05 


Reichsmark-Exöffnungsbilanz für 
Land- und Forstwicte in der Ostmack 
und im Sudetenland 


Am 2. Auguſt 1938 iſt die Verordnung über Reichs⸗ 
markeröffnungsbilanzen und Umſtellungsmaßnahmen im 
Land Oſterreich fümſtellungsberordnung) er⸗ 
gangen (Hinweis auf RGBl. I S. 982, NEM. S. 754). Nach 
dieſer Verordnung müſſen Kaufleute, die zur Führung bon 
Handelsbüchern verpflichtet ſind, und Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften eine Eröffnungsb ilanz in 
Reichsmark aufſtellen. Die beſondere Bedeutung der 
Reichsmarkeröffnungsbilanz beſteht darin, daß ſie den Be⸗ 
teiligten das Recht gibt, ſich von den bisherigen Bindungen 
der Bilanzierung frei zu machen und eine voll⸗ 
kommene Neubewertung des Vetriebsvermögens 
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vorzunehmen. Die Vermögensgegenſtände dürfen nur nicht 
mit einem höheren Wert angeſetzt werden, als ihnen am 
Stichtag der Eröffnungsbilanz beizulegen iſt (Teilwert). 
N 33 der Umſtellungsverordnung beſtimmt, daß die ledig⸗ 

ich zahlenmäßigen Vermögensverände⸗ 
rungen, die ſich bei der Aufſtellung der Bilanz ergeben, 
eine Steuerpflicht nicht begründen. 

Am 9. Februar 1939 iſt die Verordnung über Reichs⸗ 
markeröffnungsbilanzen und Umſtellungsmaßnahmen in 
den ſudetendeutſchen Gebieten (Umſtel⸗ 
lungs verordnung) ergangen, die der Umſtellungs⸗ 
verordnung im ehemaligen Land Sſterreich entſpricht (Hin⸗ 
weis auf RGBl. 1 S. 109 — REIBL. S. 289). 

Buchführende Land⸗ und Forſtwirte in 
der Oſtmark und im Sudetenland haben angeregt, die Wirk⸗ 
ſamkeit der Umſtellungsverordnungen auf ſie auszu⸗ 
dehnen. Sie fühlen ſich gegenüber den buchführenden 
Gewerbetreibenden benachteiligt. Eine Neubewertung der 
bisher unterbewerteten Vermögensteile ohne ſteuerliche 
Nachteile ſei ihnen unterſagt. Sie hätten daher auch nicht 
die Möglichkeit, von den neuen Werten in den kommenden 
Jahren Abſchreibungen zu machen und damit, den tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſen entſprechend, jährlich größere Beträge 
vom Ertrag abzuſetzen, als es nach den bisherigen Bilanzen 
möglich iſt. Sie dürften nur die rein rechnungs⸗ 
mäßige Umſtellung von Schilling und tſchecho⸗flowakiſchen 
Kronen auf Reichsmark vornehmen. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat es abgelehnt, 
die ſteuerlichen Vergünſtigungen der Umſtellungsverordnung 
auf Land- und Forſtwirte auszudehnen. 

Die Umſtellungsverordnung vom 2. Auguſt 1938 und 
9. Februar 1939 ſind nicht aus ſteuerlichen, ſondern aus 
handels rechtlichen Gründen ergangen. Die Be⸗ 
wertungsfreiheit anläßlich der Aufſtellung der Reichsmark⸗ 
eröffnungsbilanz ſoll insbeſondere den handelsrechtlichen 
Grundſatz der Bilanzwahrheit verwirklichen. Die 
ſteuerlichen Beſtimmungen ſind nur eine Folge der 
handelsrechtlichen Maßnahmen. Sie ſind ergangen, um 
deren Zweck — die Verwirklichung der Bilanzwahrheit — 
nicht zu beeinträchtigen. Daraus erklärt es ſich, 
daß die Vergünſtigungen auf die natürlichen und juriſtiſchen 
Perſonen beſchränkt find, die zur Aufſtellung der Reichs⸗ 
markeröffnungsbilanz verpflichtet ſind: auf buch⸗ 
führungspflichtige Kaufleute und Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften. Es geht nicht an, die Vergünſtigun⸗ 
gen der Umſtellungsverordnungen auf Perſonen auszu⸗ 
0 die im übrigen nicht unter die Verordnung 
allen. 

Der Ausdehnung der ſteuerlichen Vergünſtigungen auf 
buchführende Land- und Forſtwirte kommt keine große prak⸗ 
tiſche Bedeutung zu. Die Zahl der buchführenden Land⸗ und 
Jorſtwirte in der Oſtmark und im Sudetenland iſt gering. 
Die ſteuerlichen Vergünſtigungen würden nur einigen weni⸗ 
gen Land⸗ und Forſtwirten zugute kommen. Die große 
Maſſe der nicht buchführenden Landwirte würde dadurch 
ihnen gegenüber ſchlechter geſtellt. Aber auch bei den buch⸗ 
führenden Land⸗ und Forſtwirten würde der Bewertungs⸗ 
freiheit anläßlich der Aufſtellung der Eröffnungsbilanz 
nicht die Bedeutung zukommen, die ſie bei Kaufleuten hat. 
Der Kreis der Wirtſchaftsgüter, die zum Betriebsvermögen 
gehören, iſt bei ihnen viel kleiner als bei Vollkaufleuten. 
Außerdem treten Bewertungsfragen bei der Gewinnermitt⸗ 
lung der Land- und Forſtwirte zurück. 

Aus dieſen Gründen iſt es nach der Entſcheidung des 
Reichsminiſters der Finanzen nicht gerechtfertigt, die Ver⸗ 
günſtigungen der Umſtellungsverordnungen auf buch⸗ 
führende Land⸗ und Forſtwirte auszudehnen. Den Belangen 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft in der Oſtmark und im Su⸗ 
detenland iſt durch viele andere ſteuerliche Vergünſtigungen 
genügend entſprochen. Stg. 


Preußische Einbehallungsbeträge 
bei dee Einkommensteuewweranlagung 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat am 24. Auguſt 
1939 einen Runderlaß 8 2220 — 659 III herausgegeben, der 
fich mit der Behandlung der ausgezahlten preußiſchen 
Einbehaltungsbeträge bei der Einkommenſteuerveranlagung 
befaßt. Der Runderlaß iſt im Reichsſteuerblatt S. 970 
abgedruckt worden. 


Auf Grund der preußiſchen Verordnung vom 8. Juni 
1932 (Pr. GS S. 199) und des preußiſchen Geſetzes vom 
26. März 1934 (Pr. GS S. 230) ſind Beamten und An⸗ 
geſtellten in der Zeit vom 1. Juli 1932 bis zum 31. März 
1935 beſtimmte Hundertſätze ihrer Dienſt⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezüge einbehalten worden. Die Hundertſätze waren 
für Ledige und für kinderlos Verheiratete höher als für 
Verheiratete mit Kindern; ſie betrugen für jene 5 v. O für 
dieſe 2,5 v. H. Mit Wirkung vom 1. April 1984 wurden die 
Einbehaltungsbeträge auf 3,5 v. H. und 1 v. H. der un⸗ 
gekürzten Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge geſenkt. 


Der Rechtsanſpruch der Empfänger auf die ein⸗ 
behaltenen Beträge wurde nicht beſeitigt. Die Eindehal- 
tungsbeträge durften aber nur unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen ausgezahlt werden. Bis dahin wurden ſie nicht 
verzinſt. 


Im Lauf der Jahre wurde der Kreis derer, denen die 
Einbehaltungsbeträge ausgezahlt werden konnten, er⸗ 
weitert. Insbeſondere durch die preußiſche Verordnung 
vom 20. Dezember 1937 (Pr. GS S. 173) und durch die 
preußiſche Verordnung vom 8. Oktober 1938 (Pr. GS 
S. 100) wurden die Einbehaltungsbeſtimmungen weiter ge⸗ 
mildert. Die erſte Verordnung regelte die Auszahlung der 
vom Witwengeld einbehaltenen Beträge und die Aus⸗ 
zahlung an Kinderreiche. Nach der zweiten Verord⸗ 
nung konnten die einbehaltenen Beträge insbeſondere an 
Kriegsbeſchädigte und Ruheſtandsbeamte 
ausgezahlt werden. 


Die Einbehaltungsbeträge werden einkommenſteuerlich 
erſt bei der Auszahlung erfaßt. Sie unterliegen dann der 
Lohnſteuer. Dabei wird für dieſe Bezüge nicht die 
Lohnſteuertabelle angewendet. Die Einbehaltungsbeträge 
werden als ſonſtige Bezüge ($ 35 Zweite LSIDLO 
und LED 1939) mit den im § 35 vorgeſehenen Hundert⸗ 
ſätzen verſteuert. 


Meinungsverſchiedenheiten beſtanden bisher in den 
Fällen, in denen die Empfänger $ 46 Abſatz 1 EstG ge⸗ 
mäß veranlagt werden, weil das Einkommen den Be⸗ 
trag von 8 000 AM überjteigt oder weil die Einkünfte, von 
denen der Steuerabzug nicht vorgenommen worden iſt, mehr 
als 300 RM betragen. Die Bezugsberechtigten vertraten 
den Standpunkt, es handele ſich bei den ausgezahlten Be⸗ 
trägen um außerordentliche Einkünfte im Sinn 
des § 34 EStG. Es ſeien Einkünfte, die die Entlohnung 
für eine Tätigkeit darſtellen, die ſich über mehrere Jahre 
erſtreckt (§ 34 Abſatz 2 Ziffer 1 EStG). Die Finanzämter 
ſind dieſer Anſicht mit Recht nicht gefolgt. Nach ſtändiger 
Rechtſprechung und Verwaltungsübung fallen Gehaltsnach⸗ 
zahlungen in einem Dienſtverhältnis nicht unter § 34 Ab⸗ 
ſatz 2 Ziffer 1 EStG. 


Die Einbehaltungsbeträge mußten daher ohne ausdrück⸗ 
liche Anweiſung nach der Einkommenſteuertabelle verſteuert 
werden. Das konnte in vielen Fällen infolge des Stufen⸗ 
tarifs zu großen Härten führen. Eine Sonderregelung 
bei der Veranlagung war geboten, weil die Betroffenen im 
Vergleich zu anderen Beamten und Angeſtellten durch die 
zinsloſe Einbehaltung zuſätzlich belaſtet worden ſind. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat daher durch den 
oben bezeichneten Erlaß auf Grund der $$ 13 und 131 AO 
angeordnet, daß die Einbehaltungsbeträge bei der Veran⸗ 
lagung auf Antrag mit 10 v. H. (bei Ledigen mit 12 v. H.) 
zu verſteuern ſind, wenn das für den Steuerpflichtigen 
günſtiger iſt. Der Runderlaß gilt für alle Fälle der Ver⸗ 
anlagung. Eine Mindeſteinkommensgrenze, wie ſie z. B. 
§ 34 EStG enthält, iſt nicht vorgeſchrieben. 


Der Erlaß gilt erſtmalig für die Einkommenſteuer⸗ 
veranlagung für 1938. Iſt dieſe Veranlagung bereits rechts⸗ 
kräftig geworden, ſo iſt der Betrag, der nach der bezeichneten 
Regelung weniger zu zahlen wäre, auf Antrag zu erlaſſen. 


Der Runderlaß geht auf die Frage der Mehrein⸗ 
kommenſteuer nicht ein. Das iſt auch nicht erforderlich; 
denn der Runderlaß vom 29. April 1989 S 2801 — 21 III, 
RSt Bl. 1939 S. 681 hat bereits klargeſtellt, daß das Mehr⸗ 
einkommen aus der Nachzahlung einbehaltener Teile von 
Dienſtbezügen der hier behandelten Art außer Anſatz bleibt. 


Stg. 
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Totgeburten und Einkommensteuer 


Für die Anwendung der neuen Steuergrupppen bei der 
Einkommenſteuer iſt es bon großer Bedeutung, ob „ein 
Feind aus der Ehe hervorgegangen iſt“ oder ob „die Ehefrau 
ein Kind geboren hat“ (8$ 32 und 39 EStG 1939). Steuer⸗ 
pflichtige ſind oft der Meinung, daß ein Kind im Sinn 
dieſer Vorſchrift auch dann „geboren“ und „aus der Ehe 
hervorgegangen“ iſt, wenn es nicht lebend geboren worden 
iſt. Auch in der Literatur iſt gelegentlich dieſe Auffaſſung 
vertreten worden. 


Dieſe Auffaſſung iſt aber abzulehnen. Die amtliche 
Auffaſſung ergibt ſich aus Abſchnitt E II Ziffer 1 Abſatz 1 
der Veranlagungsrichtlinien für 1937 und aus Abſchnitt V 
Ziffer 4 Abſatz 1 der Lohnſteuerrichtlinien in der Faſſung 
vom 10. Februar 1938. Dort iſt beſtimmt, daß Kinder im 
Sinn der erwähnten Vorſchriften aus einer Ehe nur hervor⸗ 
gegangen („geboren“) ſind, wenn ſie lebend zur Welt 
gekommen ſind, ſelbſt wenn ſie nur kurze Zeit gelebt haben. 
Totgeborene Kinder kommen dagegen nicht in Betracht. 
Beſtehen Zweifel darüber, ob ein Kind lebend zur Welt 
gekommen iſt, ſo iſt die Eintragung im Geburtenregiſter 
maßgebend. Die Anordnungen in den Veranlagungsricht⸗ 
linien 1937 und den Lohnſteuerrichtlinien ſind an ſich zu 
den 8$ 32 und 39 EStG 1938 ergangen. Sie beziehen ſich 
aber unverändert auch auf die $$ 32 und 39 EStG 1939. 


Mit der gleichen Frage hatte ſich der Reichsfinanzhof 
in einem Urteil vom 27. Juli 1989 IV 249/89 S zu befaſſen. 
Der Reichsfinanzhof tritt den Anordnungen in den Ver⸗ 
anlagungsrichtlinien und den Lohnſteuerrichtlinien aus⸗ 
drücklich bei und billigt die Anwendung dieſer Grundſaätze 
bei der Einordnung in die durch das ESt 1939 neu ge⸗ 
ſchaffenen Steuergruppen. Damit iſt eine viele Steuer⸗ 
pflichtige bewegende Frage auch oberſtrichterlich N 

e.— 


Gutachtenerstattung 

® U E * [2 
durch Universitätskliniken als lohn- 

5 5 m 22 ® 
steuerpflichtige Tätigkeit 

Die Kliniken der deutſchen Univerſitäten werden oft um 

die Erſtattung ärztlicher Gutachten aus den verſchiedenſten 
Anläſſen erſucht. Die Gutachten werden als Gutachten der 
Klinik erſtattet und in der Regel von dem Leiter ber Klinit 
unterzeichnet. Für die Erſtattung der Gutachten werden 
Gebühren gefordert, die grundſätzlich den Arzten zu⸗ 
ſtehen, die das Gutachten abgefaßt haben. Das ſind 
meiſt Aſſiſtenzärzte der Klinik. Die Gebühren werden über⸗ 


wiegend zunächſt an die Kliniken gezahlt und von dieſen 
an die Aſſiſtenzärzte weitergeleitet. 


Es war ſtrittig geworden, ob die gutachtlich tätigen 
Arzte hinſichtlich der empfangenen Gebühren lohn! 
ſteuerpflichtig ſind oder nicht. Der Reichsfinanzhof 
bat im Urteil vom 3. Auguſt 1939 IV 83/39 die Frage be- 
iabt An ſich könne die Gutachtertätigkeit durch die 
Aſſiſtenten einer Klinik auch freiberuflich, d. h. ſelbſtändig 
ausgeübt werden, 3. B. dann, wenn die Aſſiſtenzärzte 
ſelbſt un ein Gutachten angegangen werden und dem 
Erſuchen entſprechen. Anders liege es aber, wenn das Uni⸗ 
verſitätsinſtitut als ſolches um die Erſtattung eines 
Gutachtens erſucht werde, Die Inſtitutleitung das Gutachten 
einem Aſſiftenzarzt zur Bearbeitung übergebe und dann das 
Gutachten, vom Inſtitutsleiter unterſchrieben, als Gutachten 
des Inſtituts hinausgehe. Der Aſſiſtenzarzt erhalte nur des⸗ 
halb den Bearbeitungsauftrag, weil er zum Inſtitut gehöre 
und in deſſen Organismus eingegliedert ſei. Die Gut⸗ 
achtertätigkeit trage daher das Merkmal der Nichtſelbſtändig⸗ 
keit auch dann, wenn der Aſſiſtenzarzt befugt jei, dieſe Gut⸗ 
achtertätigkeit abzulehnen. Auch wenn der Inſtitutsleiter 
ſelbſt das Gutachten im Namen des Inſtituts eritatte, ſei 
dies nicht der Tätigkeit gleichzuſtellen, die der Inſtitutsleiter 
in feiner mit der Klinik verbundenen Privatſtation ausube. 

Unterbleibt der Lohnſteuerabzug, ſo haftet für die 
unterbliebene Lohnſteuer die Univerſität als Arbeitgeberin, 
gleichgültig, ob etwa das Univerſitätsrentamt oder die Uni⸗ 


verſitätsklinik den Steuerabzug unterlaſſen hat. Die Ber 
ſtimmung im $ 49 Abſatz 1 Satz 2 LSt DB 1939, wonach die 
öffentliche Kaſſe bei Auszahlung des Arbeitslohns die 
Rechte und Pflichten des Arbeitgebers hat, dient in der 
Hauptſache der techniſchen Durchführung des Lohn⸗ 
ſteuerabzugs. Durch dieſe Vorſchrift wird nichts daran ge⸗ 
ändert, daß nicht die Kaſſe, ſondern ihr Träger (die 
öffentliche Körperſchaft) der eigentliche 
Arbeitgeber iſt. Oe—. 


Altersunterstützungen flir Aræte 

Die von den Zahnärztekammern laufend gewährten 
Altersunterſtützungen ſind, auch wenn es ſich dabei um 
freiwillige Zahlungen handelt, als wiederkehrende Be⸗ 
züge § 22 Ziffer Le EStch gemäß bei den Empfängern 
grund ſätzlich einkommenſteuerpflichtig, weil die Zahn⸗ 
ärztekammern als ſolche nicht unbeſchränkt körperſchaft⸗ 
ſteuerpflichtig ſind. Im Einzelfall können aber die Unter⸗ 
ſtützungen ſteuerfrei ſein, wenn ſie als Bezüge aus 
öffentlichen Mitteln wegen Hilfsbedürftigkeit 
gewährt werden (Hinweis auf § 3 Ziffer 12 EStG). Hilfs⸗ 
bedürftigkeit iſt § 18 Abſatz 2 des Steueranpaſſungsgeſetzes 
gemäß bei Perſonen gegeben, die infolge ihrer wirtſchaft⸗ 
lichen Lage der Hilfe bedürfen. Ob dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen, iſt regelmäßig im einzelnen Fall zu 
prüfen. 

Die wegen Hilfsbedürftigkeit gewährten Bezüge können 
aber nur dann als ſteuerfrei behandelt werden, wenn ſie 
den Betrag nicht überſteigen, der zur Abwendung der 
Hilfsbedürftigkeit erforderlich iſt. Bei laufenden 
Bezügen wird das im allgemeinen etwa der Betrag ſein, 
den der Empfänger nach den Richtſätzen der allgemeinen 
Fürſorge als Wohlfahrtsunterſtützung erhalten würde. 


Werden die laufenden Unterſtützungen von einer be⸗ 
ſonderen Verſorgungseinrichtung gezahlt, 
die von der Zahnärztekammer völlig getrennt iſt, ſo fällt 
die Steuerfreiheit in jedem Fall fort, weil es ſich dann nicht 
mehr um Bezüge aus öffentlichen Mitteln im Sinn 
des § 3 Ziffer 12 EStG handelt. 


Uckundensteuer 
bei Vollmachten Einberufener 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat die Urkunden: 
ſteuer zu Vollmachten erlaſſen, die aus Anlaß der kriegeri⸗ 


ſchen Ereigniſſe von den zu militäriſchen Dienſtleiſtungen 
Einberufenen ausgeſtellt werden. dl. 


Internationale Doppelbesteuerung 


Auf dem X. Rougreß der Internationalen Handels⸗ 
kammer in Kopenhagen wurde u. a. im Steuerausſchuß 
auch die internationale Doppelbeſteuerung behandelt. Es 
wurde feſtgeſtellt, daß ſeit dem Berliner Kongreß der Inter⸗ 
nationalen Handelskammer vom Jahr 1937 fünfzehn neue 
Abkommen zur Vermeidung oder Beſchränkung der Doppel⸗ 
beſteuerung abgeſchloſſen worden ſeien. Gegenwärtig be⸗ 
finden ſich 270 derartige Abkommen in Kraft. Der Beitrag 
der Internationalen Handelskammer auf diejent Gebiet 
ſei beträchtlich. Sie ſolle ihre Tätigkeit fortſetzen und vor 
allem ausführlich ſtatiſtiſche Angaben über die Laſten ſam⸗ 
meln, die Handel und Induſtrie infolge ungerechtfertigter 
zweifacher Beſteuerung ihres Einkommens zu tragen haben. 
Hieran knüpfte ſich ein reger Meinungsaustauſch. Als 
Deutſcher Vertreter nahm an der Sitzung Rechtsanwalt 
Dr. Fritz Koppe, Berlin, teil. In einer anderen Gruppen⸗ 
ſitzung, die juriſtiſche Fragen behandelte, wurde die Rechts⸗ 
lage ausländiſcher Geſellſchaften erörtert. Die Sitzung 
prüfte den Wortlaut des von der Internationalen Handels⸗ 
kammer aufgeſtellten Muſterabkommens, das den Zweck 
hat, den ausländiſchen Geſellſchaften eine möglichſt freie 
und gleichbleibende Rechtsſtellung zu ſichern. Dr. F. K. 
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Geld, Kredit und öffentliche Firanzen 


Steuergutſcheine. Die Kurſe find unverändert ge⸗ 
blieben. Stand vom 13. September 1939: Steuergut⸗ 
ſcheine I: 97,60; Steuergutſcheine II: Junffälligleiten 
94¼, Julifälligkeiten 94%, Auguſtfälligkeiten 94, Sep⸗ 
temberfälligkeiten 94, Oktoberſälligkeiten 93%/s. 


Kriegswirtſchaftsverordnung vom 4. September 1939 
(RGBl. I S. 1609). Die Kriegswirtſchafts⸗ 
verordnung enthält Maßnahmen auf fin anpoli⸗ 
tiſchem, wirtſchaftspolitiſchem und ſozial⸗ 
politiſchem Gebiet, die die Fortführung eines ge⸗ 
regelten Wirtſchaftslebens im Krieg gewährleiſten. 

Im Abſchnitt I der Verordnung wird kriegs ſchäd⸗ 
liches Verhalten unter Strafe geſtellt. Kriegsſchäd⸗ 
lich handelt, wer Rohſtoffe und lebenswichtige 
Erzeugniſſe vernichtet beiſeite ſchafft oder zurück⸗ 
behält und dadurch böswillig die Deckung des lebenswich⸗ 
tigen Bedarfs der Bevölkerung gefährdet. 

Im Abſchnitt II der Verordnung ſind die Kriegs⸗ 
ſteuern behandelt (Hinweis auf die Aufſätze in der 
Nummer 86 der DEZ) Das Reich erhebt einen 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer in 
Höhe von 50 vom Hundert der Einkommenſteuer. Der 
Kriegszuſchlag darf nicht mehr als 15 vom Hundert des Ein⸗ 
kommens betragen, die Einkommenſteuer und der Kriegs⸗ 
zuſchlag dürfen zuſammen nicht mehr als 65 vom Hundert 
des Einkommens ausmachen. Außer dem Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer wird ein Kriegs zu ſchlag auf 
wichtige Verbrauchsgüter erhoben. Betroffen 
werden Bier, Tabakwaren, Branntweinerzeugniſſe und 
Schaumwein. Länder, Gemeinden, ſonſtige 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts und 
andere zur Erhebung von Pflichtbeiträgen berech⸗ 
tigte Organiſationen leiſten dem Reich einen 
Kriegsbeitrag. Sie überlaſſen dem Reich einen Teil 
ihrer Einnahmen aus Steuern, Umlagen und Beiträgen. 

Abſchnitt III der Verordnung behandelt die Kriegs ⸗ 
löhne. Der Reichstreuhänder und Sondertreuhänder der 
Arbeit haben die Arbeitsverdienſte ſofort den durch den 
Krieg bedingten Verhältniſſen anzupaſſen. Zuſchläge 
für Mehrarbeit, Sonntags, Feiertags⸗ und Nachtarbeit ſind 
nicht mehr zu zahlen. Vorſchriften und Vereinbarungen 
über den Urlaub treten vorläufig außer Kraft. Der 
Verſtoß gegen die Vorſchriften über die Höhe von Löhnen 
und Gehältern iſt unter Strafe geſtellt. 

Im Abſchnitt IV der Verordnung ſind die Kriegs⸗ 
preiſe behandelt. Preiſe und Entgelte für Güter und 
Leiſtungen jeder Art müſſen nach den Grundſätzen der 
kriegsverpflichteten Volkswirtſchaft gebildet werden. Erheb⸗ 
liche Preisſenkungen werden angeordnet. Neben 
anderen Preisſenkungen iſt beſtimmt, daß die Erſparniſſe 
an Lohnkoſten, die infolge der Vorſchriften über die Kriegs⸗ 
löhne erzielt werden, ſich reſtlos in einer Senkung der 
Preiſe auswirken müſſen. 

Die Preisſenkungen erleichtern die Finanzierung des 
Kriegs, da ſie in erſter Linie dem Staat als dem wichtigſten 
Auftraggeber der Kriegswirtſchaft zugute kommen werden. 

* 


Zollerleichterungen für den Warenverkehr mit Danzig. 
Zoll und Umſatzausgleichſteuer werden von Waren nicht 
mehr erhoben, die aus dem freien Verkehr des Gebiets der 
bisher Freien Stadt Danzig in das deutſche Zollgebiet ein⸗ 
geführt werden. Waren, die einem Aus fuhrzoll unter⸗ 
liegen, find bei der Ausfuhr nach Danzig bom Ausfuhrsoll 
befreit. * 


Einführung der Reichsmarkwährung in Oſt⸗Ober⸗ 
ſchleſien. Geſetzliches Zahlungsmittel im beſetzten oſt⸗ober⸗ 
ſchlefiſchen Gebiet iſt neben der Reichsmark bis auf weiteres 
der Zloty. Ein Zloty iſt gleich 50 Reichspfennig. 


Vierjahresplan 
Branntweinmonopol in der Oſtmark. Der Reichs⸗ 


miniſter der Finanzen und der Reichsminiſter des Innern 
haben am 20. Auguſt 1939 eine Verordnung zur Einführung 


des Geſetzes über das Branntweinmonopol in der Oſtmark 
erlaſſen. Die Verordnung iſt im Reichsgeſetzblatt Nr. 146 
vom 26. Auguſt 1939 veröffentlicht und tritt, ſoweit nichts 
anderes beſtimmt iſt, am 1. Oktober 1939 in Kraft. 


* 


Treibſtoffverſorgung für die Landwirtſchaft. Der Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter hat die Verſorgung der Landwirtſchaft 
mit zollberbilligtem Treibſtoff ſichergeſtellt. Die Treibſtoff⸗ 
händler haben Anweiſung erhalten, den Bedarf der Land⸗ 
wirtſchaft voll zu decken. 

. 

Verlängerung der Verordnung über den Handel mit 
Papiertapeten. Der Reichskommiſſar für die Preisbildung 
hat die Geltungsdauer der Verordnung über den Handel mit 
Papiertapeten vom 13. November 1834 (RGBl. I S. 1190) 
bis zum 31. Dezember 1940 verlängert (RG Bl. 1 S. 1441). 


* 


Stapellauf eines Walfängers. Auf der Schichau⸗ 
Werft in Danzig iſt das für die Margarine⸗Verkaufs⸗ 
Union, Berlin, erbaute Walfangſchiff „Unitas 10“ vom 
Stapel gelaufen. Das Walfangſchiff wird der Jägerflotte 
des Deutſchen Fangmutterſchiffes „Unitas“ zur Verfügung 
geſtellt. 


Gemeinſchaftswerke in der gewerblichen Wirtſchuft. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter kann Unternehmungen zur 
Durchführung beſtimmter Gemeinſchaftsaufga ben 
auf wirtſchaftlichem und techniſchem Gebiet zu⸗ 
ſammenſchließen (Gemeinſchaftswerke). Er kann die 
Rechtſtellung des Gemeinſchaftswerkes und die Rechte und 
Pflichten ſeiner Mitglieder regeln. Dem einzelnen Mitglied 
kann eine Betätigung vorübergehend oder auf die 
Dauer unterſagt werden. Es kann zum Zweck eines 
billigen Ausgleichs eine Entſchädigung erhalten. Die 
Aufbringung der Entſchädigung kann den anderen Mit⸗ 
gliedern des Gemeinſchaftswerks auferlegt werden (Hinweis 
auf die Verordnung über Gemeinſchafkswerke in der ge⸗ 
werblichen Wirtſchaft vom 4. September 1939, RGBl. I 
S. 1621). 

Die Verordnung gibt der Staatsführung die Möglich⸗ 
keit, alle Kräfte der Deutſchen Wirtſchaft auf das Ziel 
höchſter Leiſtungs fähigkeit zuſammenzufaſſen. 


* 


Kohlenförderung Oberſchleſiens im erſten Kalender⸗ 
vierteljahr 1939. Entwicklung in Tonnen: 


Förderung Abſatz 
Januar 1939 . 2 347 972 2 477 668 
Februar 1989 . 2 208 377 2 350 842 
März 1939 2 569 289 2 641 690. 


Die Belegſchaft der oberſchleſiſchen Gruben betrug 
Ende März 1939 51 137 Gefolgſchaftsmitglieder. 


* 


Fahrradinduſtrie im erſten Halbjahr 1939. Die Aus⸗ 
fuhr von Fahrrädern nach dem Ausland hat bon Januar 
bis Juni 1939 96 600 Stück zu 3 850 000 Reichsmark be⸗ 
tragen. Die größten Abnehmer waren die Randſtaaten und 


Südamerika. 
* 


Internationale Tabakbeſprechungen. In Bremen finden 
vom 25. bis 30. September 1939 internationale Tabak⸗ 
beſprechungen ſtatt. Das Ausland hat große Beteiligungen 
zugeſagt. Beſprochen werden alle Gebiete um den Tabak. 


Handel · Gewerbe - Handwerk 


Warenverkehr mit dem Gebiet der ehemaligen Freien 
Stadt Danzig. Zum Schutz der Danziger Wirtſchaft war es 
notwendig, einen ungeregelten Abfluß von Waren, insbeſon⸗ 
dere von Rohſtoffen und Halbfabrikaten, in das andere Reichs⸗ 
gebiet zu verhindern. Deshalb dürfen nach der Verordnung 
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über den Warenverkehr mit dem Gebiet der ehemaligen Freien 
Stadt Danzig vom 1. September 1939 (RGBl. 1 S. 1620) 
natürliche oder juriſtiſche Perſonen und Dienſtſtellen, die 
ihren Wohnſitz, Sitz der Verwaltung oder geſchäftliche Nie⸗ 
derlaſſung im Deutſchen Reich außerhalb Danzigs und des 
Protektorats Böhmen und Mähren haben, diejenigen Waren, 
die durch Bekanntmachung des Reichswirtſchaftsminiſters, 
des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft oder 
des Reichsforſtmeiſters im Deutſchen Reichsanzeiger be⸗ 
ſtimmt werden, in Danzig weder erwerben noch in das 
andere Reichsgebiet verbringen. Die zuſtändige Reichsſtelle 


kann durch ſchriftliche Genehmigung Ausnahmen von dieſem 
Verbot zulaſſen. 


Eiſenbahnfähren für Bulgarien und Rumänien. Die 
Rheinwerft Walſum der Gutehoffnungs⸗ 
hütte hat für Bulgarien eine neuartige Flußeiſenbahn⸗ 
fähre fertiggeſtellt. Dieſe Flußeiſenbahnfähre kann auf drei 
Eiſenbahngeleiſen fünfzehn Waggons von je dreißig Tonnen 
faſſen. Eine zweite Flußſchiff⸗Fähre iſt für Rumänien be⸗ 
ſtimmt. 


Bevölkerungsbewegung in den Deutſchen Großſtädten im erſten Halbjahr 1939. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft 
und Statiſtik“ ergibt ſich das folgende Bild: 
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Altes Reichsgebiet 


Juni 1939 19610 | 30413 3028| 20125 1792 1128 3147 1489 
Juni 1938 . 21 884 28 284 2 584 18 945 1658 1168 2 840 1379 
Erſtes Halbjahr 1939. 110615 | 186 912 17812} 142516 11 606 7302 22 367 12 983 
Erſtes Halbjahr 1938 . 104 661 I 175319 16 127 [ 128 255 10 637 7238 19 500 10 392 
Auf 1000 Einwohner und aufs Jahr berechnet 
Juni 1989 11,4 17,1 1,7 11,3 5,9 0,64 1,77 0,83 
Juni 1938 12,4 16,1 1,5 10,8 5,9 0,66 1,62 0,78 
Juni 1937 2 9,4 15,5 1,5 104 „ 57 0,72 1,44 0,60 
Erſtes Halbjahr 1989 . 10,3 17,5 102 13,3 } 6,2 0,68 2,09 1,21 
Erſtes Halbjahr 1938. 9,9 16,5 1,5 12,1 6,1 0,68 1,84 0,98 
Erſtes Halbjahr 1937. 9,1 15,8 1,5 1222| 6,7 0,78 1,79 0,96 
Oſtmark (Wien, Graz, Linz) 
Juni 1939 ; 3 628 2 718 316 2575 131 204 504 168 
Erſtes Halbjahr 1939. 24 769 16 285 | 2225 20 038 917 | 1466 4.059 1935 
Auf 1000 Einwohner und aufs Jahr berechnet 
Duni 1939 ee 18,5 13,9 1,6 13219) 4,8 1,04 2,58 0,86 
Erftes Halbjahr 1939. 21,0 13,8 | 1,9 | 17.01% 58 1,24 3,44 1,64 


1) Ohne Ortsfremde. — ?) Auf 100 in der Berichtszeit Lebendgeborene berechnet. 


Veckehr und Veranstaltungen 


Verbot privater Benutzung von Kraftfahrzeugen. Kraft⸗ 
fahrzeuge (auch Kleinkrafträder) dürfen mit Wirkung bom 
20. September 1939 nicht mehr benutzt werden. Nach dieſem 
Zeitpunkt dürfen nur die privaten Kraftfahrzeuge weiter⸗ 
benutzt werden, die hierfür beſonders gekennzeichnet 
ſind. Beorderte oder freigeſtellte Kraftfahrzeuge werden 
ohne weiteres gekennzeichnet. Andere Kraftfahrzeuge wer⸗ 
den nur dann gekennzeichnet, wenn ein öffentliches Inter⸗ 
eſſe an ihrer Weiterbenutzung durch die zuſtändige Kreis⸗ 
polizeibehörde anerkannt wird. Die Kennzeichnung der 
Kraftfahrzeuge erfolgt durch jede Zulaſſungsſtelle. 


Er 


Ergebnis der Leipziger Herbſtmeſſe. Die außenpolitiſche 
Spannung iſt naturgemäß an der diesjährigen Leipziger 
Herbſtmeſſe nicht ſpurlos vorübergegangen. Die Abſchlüſſe 
waren jedoch befriedigend. Es find viele Inlandsaufträge 
für die beborftehende Winter⸗ und Weihnachtsſaiſon ge⸗ 
tätigt worden, insbeſondere in ſolchen Artikeln, die nicht 
der Bezugſcheinpflicht unterliegen, wie Glaswaren, Por⸗ 
zellanwaren, Hausgeräte, Küchengeräte, Edelmetallwaren, 
Schmuckwaren und kunſtgewerbliche Artikel. 

* 


Paketdienſt nach dem Ausland. Pakete nach dem Aus⸗ 
land ſind von ſofort an nur noch zuläſſig nach Albanien, 


Belgien, Bulgarien, Dänemark, Eſtland, Finnland, Grie⸗ 
chenland, Iran über USS, Island, Italien, Jugoſlawien, 
Lettland, Litauen, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, 
Rumänien, Schweden, Schweiz, Türkei, Ungarn, Union 
Sozial. Sowjet⸗Republiken und Vatikanſtadt, außerdem nach 
dem Protektorat Böhmen und Mähren. 


Einſatz⸗Wehrmachtgebührnisgeſetz. Durch Geſetz vom 
28. Auguſt 1939 (RG Bl. 1 S. 1531) find Beſoldung, Ver⸗ 
pflegung, Unterbringung, Bekleidung und Heilfürſorge der 
Angehörigen der Wehrmacht bei beſonderem Einſatz ein⸗ 
heitlich geregelt worden. 1 


Befreiung vom Aufgebot bei Angehörigen der Wehr⸗ 
macht. Der Zweiten Verordnung zur Ausführung des Per⸗ 
ſonenſtandsgeſetzes vom 30. Auguſt 1939 (RGGBl. 1 S. 1510) 
gemäß kann der Standesbeamte Befreiung vom Aufgebot 
erteilen, wenn ein Verlobter der Wehrmacht angehört oder 
nachweiſt, daß er zum Dienſt in der Wehrmacht einberufen 
iſt. Die Befreiung darf nur erteilt werden, nachdem die 
Verlobten dem Standesbeamten glaubhaft gemacht haben, 
daß Ehehinderniſſe nicht vorliegen. 


Fortſetung des „WS anf der vorletzten Umſchlagſeite! 
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